
Gesetzblatt Teil I Nr. 33 — Ausgabetag: 22. Juni 1990 301

Treuhandschaft so zu gestalten, daß den ökonomischen, öko­
logischen, strukturellen und eigentumsrechtlichen Besonder­
heiten dieses Bereiches Rechnung getragen wird.

§ 2
Stellung und Aufgaben der Treuhandanstalt

(W Die Treuhandanstalt ist eine Anstalt öffentlichen Rechts. 
Sie dient der Privatisierung und Verwertung volkseigenen 
Vermögens nach den Prinzipien der sozialen Marktwirtschaft.

(2) Die Treuhandanstalt unterliegt der Aufsicht des Mini­
sterpräsidenten.

(3) Die Satzung der Treuhandanstalt ist durch den Mini­
sterpräsidenten der Volkskammer zur Bestätigung vorzulegen.

(4) Die Geschäftsordnung der Treuhandanstalt bedarf der 
Bestätigung durch den Ministerrat.

(5) Auf die Treuhandanstalt sind die Regelungen gemäß 
§ 96 Absätze 2 und 3 der Haushaltsordnung der Republik über 
die Verwaltung von Unternehmen in der Rechtsform einer 
republikunmitteübaren juristischen Person des öffentlichen 
Rechts und über die Verwaltung ihrer Beteiligungen anzu­
wenden.

(6) Die Treuhandanstalt hat die Strukturanpassung der 
Wirtschaft an die Erfordernisse des Marktes zu fördern, in­
dem sie insbesondere auf die Entwicklung sanierungsfähiger 
Betriebe zu wettbewerbsfähigen Unternehmen und deren Pri­
vatisierung Einfluß nimmt. Sie wirkt darauf hin, daß sich 
durch zweckmäßige Entflechtung von Unternehmensstruktu­
ren marktfähige Unternehmen herausbilden und eine effi­
ziente Wirtschaftsstruktur entsteht.

(7) Im Vorgriff auf künftige Friivatisierungserlöse kann die 
Treuhandanstalt im Rahmen und nach Maßgabe des Arti­
kels 27 des zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik abgeschlossenen Staats­
vertrages zu Sanierungszwecken Kredite aufnehmen und 
Schuldverschreibungen begeben.

(8) Der Sitz der TreUhandanstaÜt ist Berlin.

§3
, Vorstand der Treuhandanstalt

(1) Die Treuhandanstalt wird durch einen Vorstand geleitet 
und durch die Mitglieder des Vorstandes im Rechtsverkehr 
vertreten.

(2) Der Vorstand setzt sich aus dem Präsidenten der Treu­
handanstalt und mindestens 4 weiteren Vorstandsmitgliedern 
zusammen. Der Präsident und die Mitglieder des Vorstandes 
werden durch den Verwailtungsrat berufen und abberufen.

(3) Der Vorstand ist dem Ministerrat berichtspflichtig. Er 
hat in vom Ministerrat festzulegenden Fristen Berichte über 
den Fortgang der Privatisierung zu veröffentlichen.

§4
Verwaltungsrat

(1) Der Verwaltungsrat hat die Geschäftstätigkeit des Vor­
standes zu überwachen und zu unterstützen. Zu diesem Zweck 
nimmt er regelmäßig Berichte des Vorstandes entgegen. Der 
Präsident des Vorstandes hat den Vorsitzenden des Verwal­
tungsrates über alle wichtigen Geschäftsangelegenheiten zu 
unterrichten. Der Verwaltungsrat berät den Vorstand der 
Treühandanstalt in allen Grundfragen insbesondere der Pri­
vatisierung und Verwertung volkseigenen Vermögens nach 
den Prinzipien der sozialen Marktwirtschaft sowie in allen 
weiteren Aufgaben gemäß § 2. In der Satzung der Treuhand- 
anstailt ist zu bestimmen, welche Geschäfte der Zustimmung 
des Veiwaltungsrates bedürfen.

(2) Der Verwaltungsrat besteht aus einem Vorsitzenden 
und 16 Mitgliedern. Der Vorsitzende und 7 weitere Mitglieder 
werden vom Ministerrat berufen. Die Volkskammer wählt 
2 Mitglieder aus ihrer Mitte, davon ein Mitglied auf Vorschlag 
der Opposition. 7 weitere Mitglieder beruft die Volkskammer

auf Vorschlag des Ministerpräsidenten. In den Verwaltungs­
rat sind vorrangig Persönlichkeiten zu berufen, die insbeson­
dere über eine hohe fachliche Kompetenz und umfangreiche 
Erfahrungen bei der Führung und Sanierung von Unterneh­
men sowie bei der Tätigkeit am Kapitalmarkt verfügen.

§5
Einnahmen und ihre Verwendung

(1) Die Einnahmen der Treuhandanstalt werden vorrangig 
für die Strukturanpassung der Unternehmen — auch im Rah­
men eines horizontalen Finanzausgleichs —, in zweiter Linie 
für Beiträge zum Staatshaushalt und zur Deckung der lau­
fenden Ausgaben der Treühandanstalt verwendet. Die Ver­
wendung der Einnahmen erfolgt im Einvernehmen mit dem 
Ministerrat.

(2) Nach einer Bestandsaufnahme des volkseigenen Vermö­
gens und seiner Ertragsfähigkeit sowie nach seiner vorran­
gigen Nutzung für die Struikturanpassung der Wirtschaft und 
für die Sanierung des Staatshaushalts wird nach Möglichkeit 
vorgesehen, daß den Sparern zu einem späteren Zeitpunkt für 
den bei der Umstellung von Mark der DDR auf DM 2 zu 1 
reduzierten Betrag ein verbrieftes Anteilsrecht am volks­
eigenen Vermögen eingeräumt werden kann.

§ 6

Jahresabschluß und Lagebericht
Der Vorstand der Treuhandanstalt hat einen Jahresabschluß 

und einen Lagebericht aufzustelllen. Für ihren Inhalt, für ihre 
Prüfung durch unabhängige Wirtschaftsprüfer und für ihre 
Bekanntmachung gelten die Vorschriften für Kapitalgesell­
schaften. Der Jahresabschluß und der Lagebericht sind dem 
Verwaltungsrat zur Bestätigung vorzulegen.

§7
Treuhand-Aktiengesellschaften

(1) Die Treuhandanstalt verwirklicht ihre Aufgaben in de­
zentraler Orgamsationsstruktur über Treuhand-Aktiengesell­
schaften, die nach Anzahl und Zweckbestimmung mit den 
Aufgaben der Treuhandanstalt die Privatisierung und Ver­
wertung des volkseigenen Vermögens nach unternehmeri­
schen Grundsätzen sichern.

(2) Die Treulhandanstalt wird beauftragt, unverzüglich, 
spätestens innerhalb von zwei Monaten nach Inkrafttreten 
dieses Gesetzes, im Wege der Bargründung Treuhand-Aktien­
gesellschaften zu gründen. Die Aktien der Treuhand-Aktien­
gesellschaften sind nicht übertragbar. Die Satzungen der Treu­
hand-Aktiengesellschaften sind durch den Verwaltungsrat der 
Treuhandanstalt zu bestätigen.

(3) Den Treuhand-Aktiengesellschaften werden durch Ver­
ordnung des Ministerrates unverzüglich die der Treuhand­
anstalt gehörenden Anteile an Aktiengesellschaften und Ge­
sellschaften mit beschränkter Haftung übertragen. Der Ver­
waltungsrat der Treühandanstalt ordnet dabei nach Zweck­
mäßigkeitsgesichtspunkten den einzelnen Treuhand-Aktien­
gesellschaften die von ihnen zu haltenden Beteiligungen zu.

§ 8
Aufgaben der Treuhand-Aktiengesellschaften

(1) Die Treuhand-Aktiengesellschaften haben unter Hinzu­
ziehung von Unternehmensberatungs- und Verkaufsgesell­
schaften sowie Banken und anderen geeigneten Unternehmen 
zu gewährleisten, daß in ihrem Bereich folgende Aufgaben 
unternehmerisch und weitestgehend dezentral gelöst werden:
— Privatisierung durch Veräußerung von Geschäftsanteilen

oder Vermögensanteilen,
— Sicherung der Effizienz und Wettbewerbsfähigkeit der

Unternehmen,
— Stillegung und Verwertung des Vermögens von nicht sa­

nierungsfähigen Unternahmen oder Unternehmensteilen.


